8. MAI 2014 - Königlicher Erlass zur Bestimmung der Zuständigkeit der Verwaltung der medizinischen Expertise und zur Abänderung einiger Bestimmungen im Bereich der Arbeitsunfälle im öffentlichen Sektor (AUSZÜGE)


(- Art. 1 bis 5: Belgisches Staatsblatt vom 1. Juni 2023;
- Art. 6 und 7: Belgisches Staatsblatt vom 24. Mai 2023;
- Art. 8 bis 13: Belgisches Staatsblatt vom 3. Juli 2024;
- Art. 14 und 15: Belgisches Staatsblatt vom 1. Juni 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST PERSONAL UND ORGANISATION


[bookmark: _Hlk139965072]8. MAI 2014 - Königlicher Erlass zur Bestimmung der Zuständigkeit der Verwaltung der medizinischen Expertise und zur Abänderung einiger Bestimmungen im Bereich der Arbeitsunfälle im öffentlichen Sektor


(…)


KAPITEL 1 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 24. Januar 1969 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten von Personalmitgliedern des öffentlichen Sektors


	Artikel 1 - Artikel 8 des Königlichen Erlasses vom 24. Januar 1969 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten von Personalmitgliedern des öffentlichen Sektors, abgeändert durch die Königlichen Erlasse vom 7. Juni 2007, 26. November 2012 und 1. Dezember 2013, wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk139965149]	"Art. 8 ­ Die Verwaltung der medizinischen Expertise wird zur Erfüllung folgender Aufträge bestimmt:

	- Überprüfung des Kausalzusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und Schädigungen,

	- Feststellung des Kausalzusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und Arbeitsunfähigkeitszeiträumen,

	- Festlegung des Konsolidierungsdatums, des Prozentsatzes bleibender Arbeitsunfähigkeit und des Prozentsatzes der Hilfe einer Drittperson.

	Die Feststellung des Kausalzusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und Arbeitsunfähigkeitszeiträumen umfasst nicht die Überwachung der Abwesenheit."


	Art. 2 - In denselben Erlass wird ein Artikel 8bis mit folgendem Wortlaut eingefügt:

[bookmark: _Hlk139965359]	"Art. 8bis - Wenn im Rahmen der der Verwaltung der medizinischen Expertise durch Artikel 8 des vorliegenden Erlasses anvertrauten Aufträge das Opfer nach zwei Inverzugsetzungen per Einschreiben ohne triftigen Grund nicht bei der Verwaltung der medizinischen Expertise vorstellig wird, notifiziert der Minister oder sein Beauftragter ihm seinen Beschluss zur Erklärung der Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit."




	Art. 3 - Artikel 9 desselben Erlasses, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 7. Juni 2007 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 1. Dezember 2013, wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk139965443]	"Art. 9 - § 1 ­ Bei zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit von mindestens dreißig Kalendertagen lädt die Verwaltung der medizinischen Expertise das Opfer von Amts wegen vor, um den Prozentsatz bleibender Unfähigkeit und gegebenenfalls den Prozentsatz der Hilfe einer Drittperson zu bestimmen.

	§ 2 ­ Bei zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit von weniger als dreißig Kalendertagen und wenn das Opfer ein ärztliches Attest über die Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit vorlegt, notifiziert der Minister oder sein Beauftragter per Einschreiben einen Beschluss zur Erklärung der Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit. Das ärztliche Genesungsattest wird vom Arzt, den das Opfer konsultiert hat, gemäß dem in der Anlage zum vorliegenden Erlass festgelegten Muster ausgestellt.

	Legt das Opfer das in Absatz 1 erwähnte ärztliche Genesungsattest nicht vor, weil es auf der Grundlage eines medizinischen Berichts des Arztes, den das Opfer konsultiert hat, der Ansicht ist, dass es an einer bleibenden Arbeitsunfähigkeit leidet, wird es von der Verwaltung der medizinischen Expertise vorgeladen.

	§ 3 ­ Die Verwaltung der medizinischen Expertise notifiziert dem Minister oder seinem Beauftragten ihren Beschluss, der entweder in der Zuerkennung eines Prozentsatzes bleibender Arbeitsunfähigkeit oder in einer Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit besteht.

	Wenn der Unfall einen Prozentsatz bleibender Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat, überprüft der Minister oder sein Beauftragter, ob die Bedingungen für die Gewährung von Entschädigungen erfüllt sind; er untersucht die Merkmale des erlittenen Schadens und schlägt dem Opfer oder seinen Berechtigten die Zahlung einer Rente vor. In diesem Vorschlag werden die Entlohnung, die als Grundlage für die Berechnung der Rente dient, die Art der Verletzung, die verringerte Arbeitsfähigkeit und das Datum der Konsolidierung angegeben.

	Wenn der Unfall keinen Prozentsatz bleibender Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat, notifiziert der Minister oder sein Beauftragter per Einschreiben einen Beschluss zur Erklärung der Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit.

	§ 4 ­ Sind das Opfer oder seine Berechtigten einverstanden, wird der in § 3 Absatz 2 erwähnte Vorschlag in einem Ministeriellen Erlass festgehalten; dieser wird dem Opfer oder seinen Berechtigten notifiziert."




	Art. 4 - Artikel 10 § 1 desselben Erlasses, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 7. Juni 2007 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 26. November 2012, wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk139965487]	"§ 1 - Der Antrag auf Revision der Entschädigungen, der auf eine Verschlimmerung oder Verringerung der Arbeitsunfähigkeit des Opfers, auf seinen durch die Folgen des Unfalls bedingten Tod oder auf eine Änderung der Notwendigkeit der regelmäßigen Hilfe einer Drittperson gestützt ist, darf binnen drei Jahren eingereicht werden, und zwar ab:

	- der Notifizierung des in Artikel 9 § 2 Absatz 1 oder § 3 Absatz 3 erwähnten Beschlusses,

	- der Notifizierung des in Artikel 9 § 4 erwähnten Ministeriellen Erlasses,

	- dem formell rechtskräftigen Beschluss.

	Die Revision wirkt ab dem ersten Tag des Monats nach Einreichung des Antrags."


	Art. 5 - In denselben Erlass wird eine Anlage eingefügt, die vorliegendem Erlass als Anlage I beigefügt ist.


KAPITEL 2 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 1970 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten der Personalmitglieder der Einrichtungen öffentlichen Interesses, juristischen Personen des öffentlichen Rechts und autonomen öffentlichen Unternehmen


	Art. 6 - Artikel 4 Absatz 1 Nr. 2 des Königlichen Erlasses vom 12. Juni 1970 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten der Personalmitglieder der Einrichtungen öffentlichen Interesses, juristischen Personen des öffentlichen Rechts und autonomen öffentlichen Unternehmen, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 1. Dezember 2013, wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk139969082]	"2. bestimmt den medizinischen Dienst, der die Befugnisse der Verwaltung der medizinischen Expertise ausüben soll, wie sie in den Artikeln 5bis § 5, 5ter § 5, 8, 9, 9bis, 11 und 32bis des Königlichen Erlasses vom 24. Januar 1969 bestimmt sind."


	Art. 7 - Artikel 11 desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 2. April 2003 und abgeändert durch die Königlichen Erlasse vom 27. Mai 2004 und 7 Juni 2007, wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk139969166]	"Art. 11 - In Anwendung von Artikel 16 des Gesetzes vom 3. Juli 1967 dürfen Einrichtungen öffentlichen Interesses, juristische Personen des öffentlichen Rechts und die privatrechtliche AG BIAC, auf deren Personal die Bestimmungen des vorliegenden Erlasses anwendbar sind, Versicherungsverträge schließen, die die von ihnen zu tragenden Lasten teilweise oder ganz decken, und zwar bei einem im Bereich der Arbeitsunfallversicherung zugelassenen Versicherungsunternehmen oder einem Versicherungsunternehmen, dem es gestattet ist, in Belgien durch eine Zweigniederlassung oder im freien Dienstleistungsverkehr Versicherungsgeschäfte im Bereich der Arbeitsunfallversicherung zu betreiben, wie im Gesetz vom 9. Juli 1975 über die Kontrolle der Versicherungsunternehmen bestimmt, vorausgesetzt dass dieses Versicherungsunternehmen nicht mit den Befugnissen, für die der medizinische Dienst gemäß Artikel 4 Nr. 2 des vorliegenden Erlasses bestimmt worden ist, beauftragt wird."


KAPITEL 3 ­ Abänderung des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 1970 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten bestimmter Personalmitglieder von öffentlichen Diensten oder Einrichtungen des lokalen Sektors


	Art. 8 - Artikel 8 des Königlichen Erlasses vom 13. Juli 1970 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten bestimmter Personalmitglieder von öffentlichen Diensten oder Einrichtungen des lokalen Sektors, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 26. November 2012, wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 8 - Der medizinische Dienst wird zur Erfüllung folgender Aufträge bestimmt:

	- Überprüfung des Kausalzusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und Verletzungen,

	- Feststellung des Kausalzusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und Arbeitsunfähigkeitszeiträumen,

	- Festlegung des Konsolidierungsdatums, des Prozentsatzes bleibender Arbeitsunfähigkeit und des Prozentsatzes der Hilfe einer Drittperson.

	Die Feststellung des Kausalzusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und Arbeitsunfähigkeitszeiträumen umfasst nicht die Überwachung der Abwesenheit.

	Der medizinische Dienst notifiziert der Behörde binnen dreißig Tagen seine Beschlüsse.

	Wenn das Opfer nach zwei Inverzugsetzungen per Einschreiben ohne triftigen Grund nicht beim medizinischen Dienst vorstellig wird, kann ihm die Behörde ihren Beschluss zur Erklärung der Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit notifizieren."


	Art. 9 - Artikel 9 desselben Erlasses, abgeändert durch die Königlichen Erlasse vom 2. April 1974 und 26. November 2012, wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 9 - § 1 - Bei zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit von mindestens dreißig Kalendertagen lädt der medizinische Dienst das Opfer von Amts wegen vor, um den Prozentsatz bleibender Unfähigkeit und gegebenenfalls den Prozentsatz der Hilfe einer Drittperson zu bestimmen.

	§ 2 ­ Bei zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit von weniger als dreißig Kalendertagen und wenn das Opfer ein ärztliches Attest über die Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit vorlegt, notifiziert die Behörde per Einschreiben einen Beschluss zur Erklärung der Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit. Das ärztliche Genesungsattest wird vom Arzt, den das Opfer konsultiert hat, gemäß dem in der Anlage 4 zum vorliegenden Erlass festgelegten Muster ausgestellt.

	Legt das Opfer das in Absatz 1 erwähnte ärztliche Genesungsattest nicht vor, weil es auf der Grundlage eines medizinischen Berichts des Arztes, den das Opfer konsultiert hat, der Ansicht ist, dass es an einer bleibenden Arbeitsunfähigkeit leidet, wird es vom medizinischen Dienst vorgeladen.

	§ 3 ­ Der medizinische Dienst notifiziert der Behörde seinen Beschluss, der entweder in der Zuerkennung eines Prozentsatzes bleibender Arbeitsunfähigkeit oder in einer Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit besteht.

	Wenn der Unfall einen Prozentsatz bleibender Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat, überprüft die Behörde, ob die Bedingungen für die Gewährung von Entschädigungen erfüllt sind; sie untersucht die Merkmale des erlittenen Schadens, beurteilt, ob der vom medizinischen Dienst festgelegte Prozentsatz bleibender Arbeitsunfähigkeit erhöht werden muss, und schlägt dem Opfer oder seinen Berechtigten die Zahlung einer Rente vor. In diesem Vorschlag werden die Entlohnung, die als Grundlage für die Berechnung der Rente dient, die Art der Verletzung, die verringerte Arbeitsfähigkeit und das Datum der Konsolidierung angegeben.

	Stellt sich heraus, dass der Unfall keinen Prozentsatz bleibender Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat, notifiziert die Behörde per Einschreiben einen Beschluss zur Erklärung der Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit."


	Art. 10 - Artikel 10 desselben Erlasses, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 27. Januar 1988, wird wie folgt ersetzt:
	
	"Art. 10 - Wenn das Opfer beziehungsweise seine Berechtigten mit dem in Artikel 9 § 3 Absatz 2 erwähnten Vorschlag einverstanden sind, wird dieser in einen Beschluss der Behörde aufgenommen.

	Der Beschluss wird dem Opfer oder seinen Berechtigten per Einschreiben notifiziert."


	Art. 11 - In Artikel 11 desselben Erlasses werden die Wörter "binnen drei Jahren ab Notifizierung des in Artikel 10 erwähnten Beschlusses oder einer formell rechtskräftigen Entscheidung" durch die Wörter "binnen drei Jahren ab Notifizierung des in Artikel 9 § 2 Absatz 1 oder § 3 Absatz 3 oder in Artikel 10 erwähnten Beschlusses oder einer formell rechtskräftigen Entscheidung" ersetzt.


	Art. 12 - Artikel 27 desselben Erlasses, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 25. August 1971 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 2. April 2003, wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 27 - Die in Artikel 1 erwähnten Verwaltungen und Einrichtungen können zur vollständigen oder teilweisen Deckung der Lasten, die sie zu tragen haben, Versicherungsverträge schließen, und zwar bei einem im Bereich der Arbeitsunfallversicherung zugelassenen Versicherungsunternehmen oder einem Versicherungsunternehmen, dem es gestattet ist, in Belgien durch eine Zweigniederlassung oder im freien Dienstleistungsverkehr Versicherungsgeschäfte im Bereich der Arbeitsunfallversicherung zu betreiben, wie im Gesetz vom 9. Juli 1975 über die Kontrolle der Versicherungsunternehmen bestimmt, vorausgesetzt dass dieses Versicherungsunternehmen nicht mit den Befugnissen, für die der medizinische Dienst gemäß den Artikeln 5bis § 5, 5ter § 5, 8, 8bis, 9 und 13 des vorliegenden Erlasses bestimmt worden ist, beauftragt wird."


	Art. 13 - In denselben Erlass wird eine Anlage 4 eingefügt, die vorliegendem Erlass in Anlage 2 beigefügt ist.


	Art. 14 - Vorliegender Erlass tritt am ersten Tag des Monats nach dem Monat seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft.


	Art. 15 - Unsere für die Volksgesundheit beziehungsweise den Öffentlichen Dienst zuständigen Minister sind, jeweils für ihren Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 8. Mai 2014


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin der Volksgesundheit
L. ONKELINX

Der mit dem Öffentlichen Dienst beauftragte Minister
K. GEENS

Der Staatssekretär für den Öffentlichen Dienst
H. BOGAERT

Anlage 1

[bookmark: _Hlk139965668]Anlage zum Königlichen Erlass vom 24. Januar 1969 über den Schadenersatz für Arbeitsunfälle und Wegeunfälle zugunsten von Personalmitgliedern des öffentlichen Sektors

Ärztliches Attest über die Genesung ohne bleibende Arbeitsunfähigkeit

	(1) Name, Vorname und Adresse 
	Der/Die Unterzeichnete, (1) 	

	 
		,

	 
	in seiner Eigenschaft als Arzt handelnd, den das Opfer konsultiert hat, 

	(2) Name, Vorname und Adresse des Opfers 
	Herr/Frau (2) ...	

	
		,

	 
	Opfer eines Arbeitsunfalls am ...........................	

	 
		,

	 
	erklärt: 

	(3) Die Arbeitsunfähigkeit kann vollständig oder teilweise sein. Bitte bei teilweiser zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit die Prozentsätze angeben. 
	1. dass der Unfall zu einem Zeitraum / den Zeiträumen (3) ....................................................................................................
	.................................................................................geführt hat,

	 
	2. dass das Opfer die Arbeit am ................................................ 	
............................................................wieder aufgenommen hat, 

	 
	3. dass das Opfer seit dem ....................................... genesen ist,

	(4) Unzutreffendes bitte streichen.
	3.1. ohne jeglichen Folgeschaden (4)

	(5) Beschreibung der Folgeschäden. Bitte angeben, ob sie einen eventuell vorbestehenden Zustand beeinflussen können.
	3.2. mit folgenden Folgeschäden, die keine bleibende Arbeitsunfähigkeit zur Folge haben (4)(5)

	
	

	(6) Bitte die Art des Hilfsmittels (Brille, Zahnprothese usw.) angeben 
	4. dass die Genesung nach der Gewährung folgender Prothesen und orthopädischen Apparate, deren Verwendung als erforderlich anerkannt worden ist, erreicht worden ist (6). 

	 
	Datum: 

	 
	Unterschrift:




